
WISSENSWERT

ZUKUNFTSFRAGEN

Wasserstoffnetz darf Strukturwandel-Regionen 
nicht umgehen   
Die Bundesregierung hat mit einer Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes den regulatorischen Rahmen für die zweite 
Stufe des Wasserstoff-Netzhochlaufs geschaffen. Geplant ist, die Verbraucher und Erzeuger von Wasserstoff sowie Wasser-
stoffspeicher an ein flächendeckendes, integriertes Netz anzubinden. Der Wasserstoffhochlauf folgt im Grundsatz der Netz-
planung Gas. Doch im Unterschied zu den historisch gewachsenen Gasnetzen sind mit dem Hochlauf des Wasserstoffnetzes 
auch strukturpolitische Fragen sowie Aufgaben der Versorgungssicherheit verknüpft, auf die der neue gesetzliche Rahmen 
noch keine schlüssigen Antworten liefert.        

Für die Bundesregierung steht derzeit der 
verlässliche Rahmen für den zügigen Aufbau 
und Betrieb des Wasserstoff-Kernnetzes im 
Vordergrund. Mit der jetzt vorgelegten Novel-
le des Energiewirtschaftsgesetzes [1] erhalte 
die Wirtschaft Planungssicherheit für Inves-
titionen in die Dekarbonisierung von Unter-
nehmens- und Produktionsprozessen, heißt 
es. Mit dem geplanten Kernnetz werden 
deutschlandweit zentrale Wasserstoff-Stand-
orte verbunden, es bildet die erste Stufe des 
Netzhochlaufs. 

Das Wasserstoff-Kernnetz soll vollständig 
über die Entgelte der Netznutzer finanziert 
und somit privatwirtschaftlich aufgebaut wer-
den. Die Netzentgelte werden gedeckelt, um 
zu verhindern, dass in den ersten Jahren des 
Netzaufbaus sehr hohe Gebühren den Hoch-
lauf ausbremsen. Den Betreibern des Kernnet-
zes, so der Gesetzentwurf, wird eine risikoan-
gemessene Verzinsung und eine Risikoab- 
sicherung durch den Bund unter Anrechnung 
eines Selbstbehalts gewährt. Durch eine zeit-
liche „Entgeltverschiebung” sollen spätere 
Nutzer den Netzaufbau mitfinanzieren. 

Netzentwicklungsplan für Gas 
und Wasserstoff

Im Jahr 2026 soll erstmals ein Netzentwick-
lungsplan für Gas und Wasserstoff von der 
Bundesnetzagentur genehmigt werden. Fern-
leitungsnetzbetreiber und regulierte Betrei-
ber von Wasserstofftransportnetzen erstellen 
dann alle zwei Jahre einen Szenariorahmen 
und darauf aufbauend einen Netzentwick-
lungsplan Gas und Wasserstoff.

Zeitgleich zum Gesetzentwurf haben die Netz-
betreiber einen Antragsentwurf vorgelegt, 
durch den deutschlandweit wesentliche Was-

serstoff-Standorte verknüpft werden sollen. 
Dieses Kernnetz, so Bundesregierung und 
Netzbetreiber, wird Ausgangspunkt für eine 
weitere Beschleunigung der Energiewende in 
Deutschland sein, denn die klimaneutrale 
Nutzung von Wasserstoff werde die Dekarbo-
nisierung der Industrie entscheidend voran-
bringen. Das Kernnetz ist die Voraussetzung, 
um große KWK-Anlagen sowie Gaskraftwer-
ke auf Wasserstoff umzurüsten oder durch 
neue Wasserstoffkraftwerke zu ersetzen. 
Mit dem Kernnetz können große Verbrauchs- 
und Erzeugungsregionen für Wasserstoff in 
Deutschland erreicht und so wesentliche 
Wasserstoff-Standorte, beispielsweise große 
Industriezentren, Speicher, Kraftwerke und 
Importkorridore, angebunden werden. Das 
Kernnetz stellt die Grundlage für eine euro-
päisch integrierte Netzinfrastruktur dar. 

Der Antrag der Fernleitungsnetzbetreiber 
sieht ein Kernnetz mit rund 9.700 km Leitun-
gen vor, die zu rund 60 % aus umzustellenden 
Leitungen des bestehenden Erdgasnetzes und 
zu 40 % aus Neubauleitungen bestehen. Die 
Kapazitäten für die Ein- und Ausspeisung be-
tragen etwa 100 bzw. 87 GW) Die Investitions-
kosten belaufen sich auf 19,8 Mrd. € [2].

Jetzt wird die Bundesnetzagentur den An-
tragsentwurf prüfen und eine allgemeine 
Konsultation durchführen. Betroffene Akteu-
re haben die Möglichkeit, bis zum 8. Januar 
2024 Stellungnahmen bei der Bundesnetz-
agentur einzureichen. 

Strukturwandel-Regionen 
besser einbinden  

Für den sächsischen Energieminister Wolfram 
Günther ist eine Erweiterung des Wasserstoff-
kernnetzes in Ostdeutschland nötig. Das Kern-

netz wachse und erfasse auch sächsische 
Regionen, die künftig grünen Wasserstoff 
brauchen, um klimaneutral zu produzieren. 
Allerdings sei eine Ausdehnung des Netzes 
notwendig. So würden in den Planungen noch 
Chemnitz, Dresden und die Lausitz mit wichti-
gen energieintensiven Betrieben beziehungs-
weise künftigen wasserstofffähigen Kraft-
werken fehlen. Das werde die Landesregierung 
in den Stellungnahmen zum Antragsentwurf 
der Netzbetreiber nochmals anmahnen [3].

Ein wichtiger Erfolgsfaktor für den kohle-
ausstiegsbedingten Strukturwandel in Ost-
deutschland dürfte es sein, dass Kraftwerks- 
und Industriestandorte in der Lausitz und in 
Mitteldeutschland umfassend an das Wasser-
stoffkernnetz angebunden werden und sich 
die Genehmigungsverfahren für Erneuerbare-
Energien-Anlagen deutlich vereinfachen und 
beschleunigen, um Wasserstoff heimisch und 
klimaneutral zu erzeugen oder an die künfti-
gen Verbrauchsstandorte heranzuführen. 

Im sächsischen Böhlen wurde kürzlich nahe 
des Kraftwerks Lippendorf ein PV-Projekt 
des Energiekonzerns LEAG fertiggestellt. Den 
17 MW-Solarpark hat die LEAG gemeinsam 
mit ihrem strategischen Partner EP New Ener-
gies GmbH (EPNE) entwickelt und umgesetzt. 
Mit der Inbetriebnahme wird das Grünstrom-
angebot in Mitteldeutschland deutlich erwei-
tert. Projekte dieser Art bilden die Grundlage 
für eine forcierte Entwicklung der Region im 
Bereich der Wasserstoffwirtschaft. An ihren 
Kraftwerksstandorten – darunter das Kraft-
werk Lippendorf im Süden von Leipzig – plant 
die LEAG den Neubau flexibler Wasserstoff-
Ready-Gaskraftwerke oder reiner Wasser-
stoffkraftwerke. Die Gesamtkapazität dieser 
neuen Stromerzeugungsanlagen soll bis 2040 
bei bis zu 4,5 GW liegen. Zusammen mit bis 
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zu 14 GW Grünstromerzeugung, die bis 2040 
verfügbar gemacht werden sollen, könnten 
die Stromerzeugungskapazitäten der heuti-
gen Braunkohlekraftwerke in der Lausitz und 
in Mitteldeutschland ersetzt werden. 

Anlässlich eines Besuchs im Kraftwerk 
Jänschwalde sicherte Bundeswirtschafts- 
und -Klimaschutzminister Robert Habeck zu, 
dass die Anbindung der Lausitzer Kraftwerks-
standorte an das künftige Wasserstoffkern-

netz sichergestellt werde. Ab Mitte der 2030er-
Jahre sollte, so der Minister, ausreichend 
Wasserstoff zur Verfügung stehen, um die 
wasserstofffähigen Kraftwerke schrittweise 
vom Energieträger Gas auf 100 % Wasserstoff 
umstellen zu können.

Mit der Anbindung an das Gas- und Wasser-
stoffnetz bekäme der Kraftwerksstandort 
Jänschwalde mit seinen Planungen für ein 
innovatives Speicherkraftwerk eine Chance 

auf eine grüne Transformation und einen 
möglichst nahtlosen Übergang von der Kohle-
verstromung zu zukunftsorientierten Tech-
nologien. Daraus würden sich wiederum Per-
spektiven für Beschäftigung und industrielle 
Neuansiedlungen mit Zukunftsjobs ergeben.

Das von LEAG am Standort Jänschwalde  
geplante Speicherkraftwerk soll mit einer  
900-MW-Gas- und Dampfturbinen-Anlage, 
einem thermischen 1.000-MWh Elektro-
Speicher auf Basis von Feststoffen sowie einer 
40-MW Elektrolyse-Anlage ab dem Jahr 2026 
errichtet und im Jahr 2029 in Betrieb gehen. 
Bereits zum Ende 2028 wird das derzeit am 
Standort betriebene Braunkohlenkraftwerk 
Jänschwalde laut Kohleausstiegsgesetz kom-
plett stillgelegt. Parallel zu den Planungen 
für innovative Kraftwerke will das Energie-
unternehmen den Aufbau von 7 GW erneuer-
barer Energien auf Bergbaufolgeflächen bis 
2030, Kurz- und Langzeitspeicher, sowie die 
Produktion von grünem Wasserstoff realisie-
ren. Für diese neue grüne Grundlast plant 
das Unternehmen Investitionen von bis zu 
einer Milliarde Euro pro Jahr.

Gerade in Ostdeutschland zeigt sich, wie stark 
die Transformation der Energieversorgung 
und die Dekarbonisierung der Industrie von 
den energiepolitischen Rahmenbedingungen 
abhängig ist. Ohne eine schnell hochlaufende 
Wasserstoffinfrastruktur hätten viele Projekte 
keine sichere Grundlage.

Aber auch in Westdeutschland wird der Auf-
bau des Wasserstoffkernnetzes aufmerksam 
beobachtet. Zwar sind mehrere Einspeise-
stellen an den Grenzen zu Belgien und den 
Niederlanden mit einer Kapazität von mehr 
als 10 GW eingeplant, um den notwendigen 
Import von Wasserstoff zu ermöglichen. An-
dererseits bestehen weiterhin Sorgen, ob die 
Versorgung wichtiger energieintensiver In-
dustrien mit Wasserstoff rechtzeitig und 
ausreichend erfolgen kann. Dies gilt u.a. für 
die Papierindustrie im Kreis Düren mit rund 
10.000 Beschäftigten. Zudem entwickelt sich 
der Kreis Düren zum Vorreiter wasserstoff-
basierter Mobilität und verfügt mit dem 
„Helmholtz-Cluster Wasserstoff“ am For-
schungszentrum Jülich (FZJ) über das größte 
Wasserstoff-Forschungscluster im Lande.

Entwurf für das Wasserstoffkernnetz 
� Quelle: FNB https://fnb-gas.de/wasserstoffnetz-wasserstoff-kernnetz/

Abb. 
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Fazit

Der Hochlauf der Wasserstoffnutzung in 
Deutschland hat durch den neuen gesetzli-
chen Rahmen und die der Bundesnetzagentur 
zur Genehmigung vorliegenden Planungen 
für das Wasserstoffkernnetz einen großen 
Schritt nach vorn gemacht. Jetzt kommt es 
darauf an, künftige Verbraucher sinnvoll mit 
dem Netz zu verknüpfen. Das gilt für Indus-
trieunternehmen und Stromerzeuger, aber 
auch für die Mobilität und die Wärmeversor-

gung. In den vom Kohleausstieg besonders 
betroffenen Strukturwandelregionen beste-
hen besonders große Erwartungen an den 
erfolgreichen Hochlauf des deutschen Was-
serstoffnetzes. 
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Einführung in die Energiewirtschaft – Ressourcen und Märkte 

Nicht nur in Bezug auf den Klimaschutz ist die Energiewirtschaft seit Jah-
ren ein zentrales und interessantes Arbeitsfeld. Ein neues Lehrbuch ver-
mittelt Neueinsteigern und Studenten eine Einführung in die Mechanis-
men dieses spannenden und zentralen volkswirtschaftlichen Sektors, 
der als wichtiger Treiber auf dem Weg zur Klimaneutralität gilt. Verfasser 
des Werkes ist der langjährige „et“-Stammautor Prof. Dr. Hans-Wilhelm 
Schiffer, Mitglied im Studies Committee des World Energy Council,  
London. Er war viele Jahre in zwei Bundesministerien sowie in leitender 
Funktion bei einem großen Energieunternehmen tätig und ist Lehrbeauf-
tragter in verschiedenen Masterstudiengängen an der RWTH Aachen.

Eine große Zahl von Institutionen hat Prognosen und Szenarien zur lang-
fristigen Entwicklung der globalen Energieversorgung vorgelegt. Dazu 
gehören von Regierungen gestützte Organisationen, wie die International 
Energy Agency, die International Renewable Energy Agency und die U.S. 
Energy Information Administration, aber auch Energiekonzerne, wie BP, 
ExxonMobil und Equinor, Beratungsunternehmen, wie DNV, McKinsey 
und Bloomberg sowie der World Energy Council, der von fast 100 natio-
nalen Mitgliedsorganisationen getragen wird. Es erfolgt eine Einordnung 
der von diesen Institutionen verfolgten methodischen Ansätze, und die 
aus deren Studien ableitbaren Schlüsselbotschaften werden dargestellt 
– insbesondere mit Blick auf die Einhaltung der Klimaziele. 

Ein weiteres Kapitel behandelt die Strukturen auf den Märkten für  
Mineralöl, Braunkohle, Steinkohle, Erdgas und Elektrizität in Deutsch-
land. Dies erfolgt unter Berücksichtigung der gesamten Wertschöp-
fungskette von der Gewinnung im Inland bzw. dem Import dieser Ener-
gieträger, deren Umwandlung, Transport und Verteilung bis zum 
Vertrieb. Auch die Folgen des Angriffskriegs Russlands in der Ukraine auf 
die Energieversorgung sind Gegenstand der Darlegungen. Die erneuer- 

baren Energien werden angesichts der stark gewachsenen Bedeutung 
in einem eigenen Kapitel behandelt. Darin werden die verschiedenen 
Technologien mit ihren jeweils bestehenden Merkmalen beschrieben. 
Dazu zählen vor allem die Wind- und Solarenergie, die Wasserkraft, die 
Biomasse und die Geothermie. Einen weiteren Schwerpunkt bilden die 
Fördermechanismen, die in Deutschland vor allem seit dem Jahr 2000 
mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz in Kraft getreten sind. 

Die mit der Integration der erneuerbaren Energie in das Gesamtsystem 
der Energieversorgung verbundenen Herausforderungen werden eben-
falls thematisiert. Die Preisbildung auf den Märkten für Öl, Erdgas, 
Steinkohle und Elektrizität wird vor dem Hintergrund der Wettbewerbs-
situtation  auf den verschiedenen Märkten herausgearbeitet. Die Rele-
vanz von Kosten und Preisen für Investitionen in Erzeugungsanlagen ist 
am Beispiel des Strommarktes erläutert, wobei das Merit-Order-Prinzip 
bei der Strompreisbildung auf Großhandelsebene ausführlich erklärt 
wird. Die unternehmerischen Aktivitäten, auch und gerade im Energie-
sektor, sind stark beeinflusst durch staatliche Rahmensetzung. Dies gilt 
bezüglich energie- und umweltpolitischer Vorgaben auf Bundes- und 
Landesebene sowie aufgrund der Regelwerke, die auf Ebene der EU ge-
setzt und permanent angepasst werden. Dazu zählt das europäische 
Treibhausgas-Emissionshandelssystem als entscheidendes marktwirt-
schaftliches Instrument zur Begrenzung der Treibhausgas-Emissionen 
in den von diesem Mechanismus erfassten Sektoren, das in seiner Wir-
kungsweise erklärt wird. 
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